
Am Dienstag, 6. September 2016, 
lädt das Aargauer Komitee zur öf-
fentlichen Podiumsdiskussion ein. 
Bundesrätin Doris Leuthard refe-
riert zum Thema der Volksabstim-
mung «Grüne Wirtschaft» vom 25. 
September 2016.

Am 25. September 2016 stimmen wir 
über die eidgenössische Volksinitiative 
«Für eine nachhaltige und ressourcenef-
fiziente Wirtschaft (Grüne Wirtschaft)» 
ab. Die Initiative will in der Verfassung 
eine grüne Kreislaufwirtschaft fest-
schreiben. Der ökologische Fussabdruck 
der Schweiz – der aktuell auf die Welt-
bevölkerung hochgerechnet rund 2,8 Er-
den beträgt – soll bis ins Jahr 2050 auf 
maximal eine Erde reduziert werden. 
Das entspricht einer Senkung des Res-
sourcenverbrauchs um fast zwei Drittel. 
Um dieses radikale Ziel zu erreichen, wä-
ren Bund, Kantone und Gemeinden ver-
pflichtet, noch nicht definierte Massnah-
men zu ergreifen. Das breit abgestützte 
Aargauer Komitee «NEIN zur Initiative 
'Grüne Wirtschaft'» bekämpft die Initi-
ative.
Am 6. September 2016, 19.30 bis 21.15 
Uhr, wird in der ein Podiumsanlass zu 
diesem Thema veranstaltet. Die Franke 

Group in Aarburg stellt dafür die Räum-
lichkeiten zur Verfügung. Ab 18 Uhr be-
steht die Möglichkeit zur Besichtigung 
der Holzschnitzelheizung der Franke 
Group. Hierfür ist eine Anmeldung er-
forderlich bis spätestens Freitag, 2. Sep-
tember 2016, via Anmeldeformular auf 
www.aargauerkomitee.ch/grünewirt-
schaft-nein. 19 Uhr ist Türöffnung und 
um 19.30 Uhr beginnt der offizielle An-
lass. Anschliessend findet ein Apéro 
statt.  Interessierte sind herzlich eingela-
den vom überparteilichen Aargauer Ko-
mitee «NEIN zur Initiative 'Grüne Wirt-
schaft'». Eine Anmeldung ist nicht nö-
tig. Das Einstiegsreferat hält Bundes-
rätin Doris Leuthard, danach wird die 
Podiumsdiskussion eröffnet. An dieser 
nehmen die Befürworter der Initiative 
Max Chopard-Acklin, Grossratskandidat 
und Energiepolitiker SP und Jonas Fri-
cker, Nationalrat Grüne teil. Peter Geh-
ler, Präsident Wirtschaft Region Zofingen 
wrz und Ulrich Giezendanner, National-
rat SVP stehen auf der Kontra-Seite. Mit 
im Gespräch ist Dr. Jürg Liechti, Physi-
ker, CEO Neosys AG. Moderiert wird das 
Podium von Mathias Küng, AZ Zeitungen 
AG, Politikchef Aargau.
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«Für eine nachhaltige und 
ressourceneffiziente Wirtschaft» 

Auswahlverfahren für
geologische Tiefenlager:

Zusatzdokumentation der Nagra liegt vor

Die Nationale Genossenschaft für 
die Lagerung radioaktiver Abfälle 
(Nagra) hat die vom Eidgenössi-
schen Nuklearsicherheitsinspektorat 
(ENSI) geforderte Zusatzdokumen-
tation zur bautechnischen Mach-
barkeit eines Tiefenlagers vorge-
legt. Das ENSI kann nun die Detail-
prüfung der Berichte und Analysen 
der Nagra voraussichtlich bis Früh-
ling 2017 abschliessen. Auf Grund-
lage aller Ergebnisse wird der Bun-
desrat voraussichtlich bis Ende 2018 
entscheiden, ob er den von der Nagra 
vorgeschlagenen Standortgebieten 
zustimmt. 

Im Januar 2015 hatte die Nagra die um-
fangreiche technisch-wissenschaftliche 
Dokumentation eingereicht, mit der sie 
ihren Vorschlag begründet, die Stand-
ortgebiete Jura Ost und Zürich Nordost 
in der dritten Etappe der Standortsuche 
für geologische Tiefenlager zur Entsor-
gung der radioaktiven Abfälle vertieft zu 
untersuchen. Mit der Zusatzdokumenta-
tion entspricht die Nagra der Forderung 
des ENSI vom September 2015, zusätzli-
che Analysen zum Indikator «Tiefenlage 
im Hinblick auf bautechnische Machbar-
keit» (dieser definiert die maximale Tie-
fenlage) vorzulegen. Die Frage der maxi-
malen Tiefenlage ist insbesondere rele-
vant für die Beurteilung, ob das Stand-
ortgebiet Nördlich Lägern in Etappe 3 
weiter untersucht werden soll.

Das ENSI wird nun die seit Januar 2015 
laufende Detailprüfung der Unterlagen 
bis im Frühling 2017 abschliessen und 
sein Gutachten vorlegen. Anschliessend 
werden die Kommission für nukleare Si-
cherheit KNS sowie der Ausschuss der 
Kantone AdK ihre Stellungnahmen ab-
geben. Die – zum Teil vorläufigen – Stel-
lungnahmen der sechs Standortregionen 
liegen bereits vor.
Sollte sich bei der Detailprüfung durch 
das ENSI herausstellen, dass das Stand-
ortgebiet Nördlich Lägern in Etappe 2 
nicht – wie von der Nagra vorgeschlagen 
– zurückgestellt werden kann, müssten 
auch für Nördlich Lägern weitere Vorun-
tersuchungen durchgeführt werden. Um 
zeitliche Verzögerungen zu verhindern, 
hat die Nagra bereits mit den entspre-
chenden Planungsvorbereitungen für die 
3D-Seismik und Sondierbohrungen be-
gonnen.
Ende 2017 werden sämtliche Berichte, 
Gutachten und Stellungnahmen in eine 
dreimonatige öffentliche Vernehmlas-
sung geschickt. Der Bundesrat wird un-
ter Kenntnis aller relevanten Fakten vor-
aussichtlich bis Ende 2018 über den Ab-
schluss von Etappe 2 der Standortsuche 
entscheiden und damit festlegen, welche 
Standortgebiete in Etappe 3 tatsächlich 
vertieft untersucht werden sollen. Bis zu 
diesem Entscheid verbleiben grundsätz-
lich sämtliche sechs potentiellen Stand-
ortgebiete im Auswahlverfahren.
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«AHV plus ist eine Gefahr
für das Rentensystem»

Frau Studer, wieso ist eine Erhöhung 
der AHV-Renten unrealistisch?
Vorab gilt es festzuhalten, dass die AHV 
in den letzten zwei Jahren defizitär war. 
Sie richtete 2014 als auch 2015 mehr 
Leistungen aus, als sie Beiträge einge-
nommen hat. Hinzu kommt, dass wir 
mit einem Ja Rentnerinnen und Rent-
nern wesentliche Mittel zukommen las-
sen würden, die diese nicht benötigen. 
Denn auch wohlhabende Seniorinnen 
und Senioren würde mehr Rente erhal-
ten, obwohl sie dies gar nicht nötig ha-
ben. Die Volksinitiative ist deshalb nicht 
enkeltauglich. Sie schürt den Generatio-
nenkonflikt. Die grössten Leidtragenden 
wären die heutigen Kinder. Ihnen wür-
den die Babyboomer-Rentner/innen mit 
der steigenden Lebenserwartung noch 
mehr auflasten.

Ein grundsätzliches Problem ist, dass 
die AHV gegenwärtig mehr Ausgaben 
als Einnahmen hat. Wie kann gegenge-
steuert werden?
Die Erhöhung des Rentenalters für die 
Frauen auf 65 Jahre ist im Sinne der 
Gleichberechtigung richtig. Dies gibt 
Mehreinnahmen und weniger Ausga-
ben. Ideal wäre ein flexibles Rentenal-
ter, welches bis z.B. 68 Jahre möglich 
würde. Wer nach dem 65. Altersjahr den 
Bezug der AHV aufschiebt, sollte dann 
keine höhere Rente beanspruchen kön-
nen. Damit würden die Ausgaben sin-
ken. Wichtig ist nun aber, der Altersvor-
sorge 2020 eine Chance zu geben, wie es 
der Bundesrat oder Ständerat vorschlägt. 
Eine Annahme der «AHVplus»-Initiative 
würde dieses wichtige Projekt im Voraus 
schon torpedieren.

Wo sollte man ansetzen, damit die finan-
zielle Sicherheit im Alter gewährt ist?
Ohne gewisse Mehreinnahmen - gezielte 
Anpassung der Mehrwertsteuer und An-
passung der Abgaben auf den Lohnkosten 

für Arbeitgeber und Arbeitnehmer – wird 
es nicht gehen. Die Witwenrente sollte 
auf Frauen konzentriert werden, welche 
Kinder aufziehen. Junge Menschen soll-
ten sehr rasch nach Einstieg in die Er-
werbsarbeit in eine Pensionskasse eintre-
ten, um die Chance für eine gute Rente 
zu haben. Dies ein paar Vorschläge, die 
es näher zu diskutieren gilt.
Die «AHVplus»-Initiative trägt jedoch 
nichts zu einer nachhaltigen finanziel-
len Sicherheit im Alter bei! Im Gegenteil 
würde eine Annahme dieser Initiative 
die finanzielle Altersvorsorge der jünge-
ren Generationen in verantwortungslo-
ser Weise auf’s Spiel setzen.

Was muss sich auf dem Arbeitsmarkt 
verändern, damit die AHV-Rente län-
gerfristig finanzierbar bleibt?
Es ist wichtig, dass junge Menschen eine 
gute Ausbildungs- und Job-Chance ha-
ben. Damit tragen sie auch zu den Ein-
nahmen bei. Gleichzeitig sollte das Po-
tentional älterer Menschen genutzt wer-
den. Da ist der Arbeitsmarkt gefragt. Vor-
erst gilt es jedoch am 25. September 2016 
die gefährliche «AHVplus»-Initiative mit 
einem wuchtigen NEIN abzulehnen. Da-
mit wäre immerhin schon eine erste Ge-
fahr für unser Rentensystem gebannt.
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